
Der Gesetzgeber hat Ende 2006 das
„Gesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenent-

wicklung der Städte“ verabschiedet.2 We-
sentliches Ziel des Gesetzes ist die Stär-
kung der Innenentwicklung bei der Auf-
stellung von Bebauungsplänen und zu-
gleich die Schaffung investitionsfreund-
licher Rahmenbedingungen. Hintergrund
ist das Ziel, die Inanspruchnahme von Flä-
chen für Siedlungs- und Verkehrsflächen
zu reduzieren. Der Flächenverbrauch in
Deutschland soll von täglich 105 ha
(Stand: 2003) bis zum Jahr 2020 auf täglich
30 ha reduziert werden.3 Im Städtebau soll
das besonders durch die Förderung der
sogenannten „Innenentwicklung“ gesche-
hen. Neue Bebauungspläne sollen vorran-
gig innerhalb des Siedlungszusammen-
hanges von Städten und Gemeinden auf-
gestellt werden. Hierzu gehören Grund-
stücke von Bahn, Post und Militär ebenso
wie industriell oder von der öffentlichen
Hand genutzte Flächen, deren Nutzung
aufgegeben oder an den Stadtrand verla-
gert wird. Zusätzlich hat der Gesetzgeber
die Novellierung des Baugesetzbuches
(BauGB) zum Anlass genommen, um wei-
tere Gesetzesänderungen vorzunehmen.
Dies betrifft vor allem die Themenkomple-
xe „Einzelhandel“, „Städtebauliche Sanie-
rungsmaßnahme“ und „Vorhabenbezoge-
ner Bebauungsplan“.

Wesentlicher Inhalt des „Gesetzes zur Er-
leichterung von Planungsvorhaben für die
Innenentwicklung der Städte“ sind fol-
gende Änderungen des Baugesetzbuches:

Die Sicherung zentraler Versorgungs-
bereiche soll gestärkt werden.
Der Anwendungsbereich für vorhaben-
bezogene Bebauungspläne soll er-
weitert werden.
Die Möglichkeiten, gegen einen Bebau-
ungsplan mittels einer Normenkon-
trollklage vorzugehen, werden einge-
schränkt.
Wohnvorhaben im Innenbereich wer-
den erleichtert.
Der Abschluss und die Abrechnung
von Sanierungsverfahren soll be-
schleunigt und erleichtert werden.
Die sogenannten „Business Improve-
ment Districts“ (BID) werden im Bau-
gesetzbuch verankert.
Durch die Einführung eines „Bebau-
ungsplans der Innenentwicklung“ soll
durch ein „beschleunigtes Verfahren“
die Umnutzung innerstädtischer
Grundstücke gegenüber solchen Be-
bauungsplanverfahren, die eine Neuin-
anspruchnahme von Flächen erfordern,
privilegiert werden.
Die Vorschriften der Planerhaltung
werden modifiziert.

Neben dem Baugesetzbuch wurden die
Verwaltungsgerichtsordnung (zum Nor-
menkontrollverfahren) und das Gesetz

über die Umweltverträglichkeitsprüfung
geändert. Im Folgenden werden die wich-
tigsten Änderungen des Baugesetzbuches
vorgestellt.

Sicherung zentraler Versorgungs-
bereiche im unbeplanten Innenbereich 

(§ 9 Abs. 2 a BauGB)

Mit dem vor zweieinhalb Jahren in das
Baugesetzbuch neu eingeführten § 34
Abs. 3 BauGB4 sollte den Gemeinden die
Standortsteuerung von großflächigen Ein-
zelhandelsbetrieben im unbeplanten
Innenbereich ermöglicht werden. Hat ein
Vorhaben schädliche Auswirkungen auf
zentrale Versorgungsbereiche der Ge-
meinde, ist es nicht genehmigungsfähig.
Nun soll den Gemeinden auch auf der
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Ebene der Bauleitplanung die Möglichkeit
gegeben werden, zentrale Versorgungsbe-
reiche im Gemeindegebiet zu schützen.
Hierzu ist es nach der neuen Bestimmung
des § 9 Abs. 2 a BauGB möglich, einen Be-
bauungsplan aufzustellen, mit dem im un-
beplanten Innenbereich gezielt Festset-
zungen über die Zulässigkeit bestimmter
Arten von Nutzungen, insbesondere von
Einzelhandelsbetrieben, getroffen werden
können. 
Festgesetzt werden kann nach Satz 1 der
Regelung, dass nur bestimmte Arten der
nach § 34 Abs. 1 und 2 BauGB zulässigen
baulichen und sonstigen Anlagen zulässig
oder nicht zulässig sind oder nur aus-
nahmsweise zugelassen werden können.
Die Festsetzung eines Baugebiets ist nicht
erforderlich, so dass die Aufstellung eines
einfachen Bebauungsplans (§ 30 Abs. 3
BauGB) ausreichen kann. In der Begrün-
dung zum Bebauungsplan muss dargelegt
werden, in welcher Weise der Bebauungs-
plan der Erhaltung und Entwicklung zen-
traler Versorgungsbereiche dient. Gemäß
Satz 2 der Regelung soll insbesondere ein
städtebauliches Entwicklungskonzept im
Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB berück-
sichtigt werden, wenn es Aussagen über
zentrale Versorgungsbereiche der Gemein-
de enthält (z. B. sogenannte „Zentrenkon-
zepte“). Ein solches Entwicklungskonzept
ist aber nicht Voraussetzung für eine Fest-
setzung gemäß § 9 Abs. 2 a BauGB. Satz 3
der Regelung formuliert als sog. „Soll-Vor-
schrift“, dass für die schützenswerten zen-
tralen Versorgungsbereiche die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für Vorhaben,
die diesen Versorgungsbereichen dienen,
in der Regel vorhanden sein sollen. Ge-
meint ist mit dieser nicht ganz leicht ver-
ständlichen Vorschrift wohl Folgendes:
Voraussetzung für eine Festsetzung nach
§ 9 Abs. 2 a BauGB soll sein, dass der zu
schützende zentrale Versorgungsbereich
konkret benannt werden kann. Dies bezieht
sich bei zu erhaltenden, somit bereits beste-
henden zentralen Versorgungsbereichen
auf die vorhandenen planungsrechtlichen
Voraussetzungen nach § 34 oder § 30
BauGB. Bei noch zu entwickelnden Plange-
bieten soll zumindest ein Aufstellungsbe-
schluss vorliegen, aus dem sich Entspre-
chendes ergibt.
Aus kommunaler Sicht wird bei der An-
wendung dieser neuen Festsetzungsmög-
lichkeit zu prüfen sein, ob Bebauungspläne
mit einem größeren Umgriff zulässig sind,
die die Ansiedelung von (großflächigen)
Einzelhandelsbetrieben in bisher unbeplan-
ten Innebereichen verhindern bzw. ein-
schränken.5 Jedoch werden sich auch diese
Bebauungspläne an § 1 BauGB messen las-
sen müssen. Eine reine Negativplanung
ohne die gebotene städtebauliche Erforder-
lichkeit (vgl. § 1 Abs. 3 BauGB) ist weiter-
hin unzulässig.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
(§ 12 Abs. 3 a BauGB)

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan
(§ 12 BauGB) hat sich in der Praxis bewährt
und bietet den Kommunen viele Vorteile.
Aus diesem Grund wird er von diesen re-
gelmäßig vorgeschlagen, wenn ein Vorha-

benträger an die Kommune mit der Bitte
herantritt, ein Gebiet zu überplanen. Seitens
der Vorhabenträger erweist sich jedoch oft
die sehr konkrete Beschreibung eines Vor-
habens als zu unflexibel gegenüber späte-
ren Änderungswünschen. Um an dem von
den Kommunen gewünschten vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan festzuhalten und
nicht auf einen klassischen „Vorratsbebau-
ungsplan“ umschwenken zu müssen,
wurde deshalb in der Praxis vielfach ein
Baugebiet im vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan festgesetzt und das konkrete Vor-
haben im Durchführungsvertrag beschrie-
ben. Diese Praxis hat die Rechtsprechung
inzwischen für unwirksam erklärt. Die Fest-
setzung eines Baugebiets (z. B. WA) reicht
ebenso wenig aus, wie die Konkretisierung
des Vorhabens im Durchführungsvertrag
oder in der Planbegründung. Beide sind
nicht Bestandteil der Bauleitplanung und
können deshalb eine erforderliche Konkre-
tisierung des Vorhabens in den Festsetzun-
gen nicht ersetzen.6

Die Konsequenzen dieser Rechtsprechung
sollen durch den neu eingefügten § 12
Abs. 3 a BauGB beseitigt werden. Künftig
ist die allgemeine Festsetzung einer bau-
lichen oder sonstigen Nutzung (z. B. durch
Festsetzung eines Baugebiets) auch im vor-
habenbezogenen Bebauungsplan zulässig.
Die Bezugnahme auf den Durchführungs-
vertrag ist nun möglich. Die Gemeinde
kann zukünftig die Nutzungen in entspre-
chender Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB
unter der aufschiebenden Bedingung fest-
setzen, dass die Verpflichtungen aus dem
Durchführungsvertrag erfüllt werden.
Wurde dort das Vorhaben ausreichend
konkret beschrieben, ist trotz der allgemein
gehaltenen Festsetzungen nur das konkrete
Vorhaben aus dem Durchführungsvertrag
zulässig. Eine Änderung des Vorhabens ist
nun möglich, indem lediglich der Durch-
führungsvertrag, nicht aber der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan geändert wird.
Hierdurch wird das städtebauliche Instru-
ment erheblich flexibilisiert, was aus kom-
munaler Sicht zu begrüßen ist. Bei Anwen-
dung des § 12 Abs. 3 a BauGB wird sich die
zulässige Nutzung künftig nur noch aus
einer Zusammenschau von Festsetzungen
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
und Durchführungsvertrags ergeben. An
der bisher geübten Praxis, den Durchfüh-
rungsvertrag der Öffentlichkeit nicht zu-
gänglich zu machen, da er nicht Bestandteil
der Bauleitplanung ist, wird man wohl
nicht mehr festhalten können. Zumindest
wird man denjenigen Teil des Durchfüh-
rungsvertrages zum Bestandteil der einseh-
baren Planunterlagen machen müssen, auf
den sich die Festsetzung in entsprechender
Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB bezieht.

Normenkontrollverfahren 
(§ 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB, 

§ 47 VwGO)

Deutlich erschwert wird die Möglichkeit
von natürlichen oder juristischen Perso-
nen sowie Behörden, Bebauungspläne
und sonstige Satzungen im Wege der Nor-
menkontrolle vor Gericht überprüfen zu
lassen. Dies geschieht durch zwei Geset-
zesänderungen. Zum einen wird die Frist

des § 47 Abs. 2 Satz 1 Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO), nachdem ein
Normenkontrollantrag innerhalb von
zwei Jahren nach Bekanntmachung der
Satzung gestellt werden kann, auf ein Jahr
verkürzt. Zum anderen wird eine soge-
nannte Präklusionsvorschrift neu in § 47
Abs. 2 a VwGO aufgenommen. Demnach
ist ein Normenkontrollantrag einer natür-
lichen oder juristischen Person unzulässig,
wenn diese nur Einwendungen geltend
macht, die sie im Rahmen der Öffentlich-
keitsbeteiligung (§ 3 Abs. 2 bzw. § 13
Abs. 2 Nr. 2 oder § 13 a Abs. 2 Nr. 1
BauGB) nicht oder nicht fristgerecht gel-
tend gemacht hat und diese Einwendun-
gen hätte geltend machen können. Diese
Rechtsfolge tritt aber nur ein, wenn auf sie
im Rahmen der Beteiligung hingewiesen
worden ist. Dies soll der geänderte § 3
Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB sicherstel-
len, der eine entsprechende Verpflichtung
der Gemeinden festschreibt. Für bereits in
Kraft getretene Bebauungspläne kann die
Regelung deshalb keine Anwendung fin-
den.
Im Ergebnis führt dies dazu, dass Einwen-
dungen, die z. B. im Rahmen der vierwö-
chigen öffentlichen Auslegung gemäß § 3
Abs. 2 BauGB nicht vorgebracht wurden,
obwohl sie hätten geltend gemacht wer-
den können, in einem Normenkontrollver-
fahren nicht mehr erfolgreich vorgetragen
werden können. Der Verwaltungsgerichts-
hof muss sie als unzulässig zurückweisen.
Ob der Gesetzgeber hiermit den Gemein-
den einen großen Gefallen getan hat, wird
die Praxis erweisen. Aufgrund dieser
neuen Präklusionsregelung wird sich der
Umfang der Einwendungen zumindest
bei in der Öffentlichkeit umstrittenen Be-
bauungsplänen wahrscheinlich erhöhen,
da sich die beteiligten natürlichen und ju-
ristischen Personen mit Blick auf ein mög-
liches Normenkontrollverfahren absi-
chern werden7. Dies verschiebt einen Teil
des Prüfungsaufwandes von der dem Sat-
zungsbeschluss nachgelagerten gericht-
lichen Kontrolle nun in das Planaufstel-
lungsverfahren der Gemeinde. Der an-
schließende Abwägungsvorgang der Ge-
meinde wird hierdurch nicht einfacher. 

Wohnbauvorhaben im 
unbeplanten Innenbereich 

(§ 34 Abs. 3 a BauGB)

Die Regelung des § 34 Abs. 3 a BauGB ist
erst vor zweieinhalb Jahren in das Bauge-
setzbuch8 aufgenommen worden. Bei der
Erweiterung, Änderung, Nutzungsände-
rung oder Erneuerung eines Gewerbe-
oder Handwerksbetriebs kann seitdem im

5 Im Praxistest wurde von den beteiligten Kommu-
nen sogar eine entsprechende Planung für das ge-
samte Gemeindegebiet für unbedenklich gehalten,
wenn die Flächen nach § 35 BauGB (Außenbereich)
und die bereits überplanten Flächen ausgenommen
würden; vgl. Bunzel, BauGB-Novelle 2006 im Pra-
xistest, Ergebnisbericht, Oktober 2006, S. 55.

6 So das BVerwG, Urt. vom 18. 9. 2003, NVwZ 2004,
229, 230 f.; bestätigt durch BVerwG, Beschl. vom
10. 8. 2004, 4 BN 29.04.

7 So sehen das auch die im Praxistest beteiligten Ge-
meinden, vgl. Bunzel, BauGB-Novelle 2006 im Pra-
xistest, Ergebnisbericht, Oktober 2006, S. 82–83.

8 Siehe Fußnote 4.
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Innenbereich auf das Erfordernis des Ein-
fügens in die Eigenart der näheren Umge-
bung verzichtet werden. Nun wird diese
Privilegierung in § 34 Abs. 3 a Satz 1 Nr. 1
BauGB auch auf die „Erweiterung, Ände-
rung oder Erneuerung einer zulässiger-
weise errichteten Anlage zu Wohnzwe-
cken“ ausgedehnt. Die Grenze ist die städ-
tebauliche Vertretbarkeit und die Würdi-
gung nachbarlicher Interessen. Mit dieser
Regelung soll es z. B. ermöglicht werden,
eine Aufstockung bestehender Woh-
nungsbauten über das in der näheren Um-
gebung vorhandene Maß der Nutzung zu
genehmigen, ohne ein Bebauungsplanver-
fahren durchführen zu müssen. Ob von
der neuen Regelung auch die Nutzungs-
änderung von Büro- und Industriegebäu-
den zu Wohnzwecken umfasst wird, ist
eine Frage der Auslegung der Vorschrift.
Der Wortlaut des Gesetzes lässt die Ausle-
gung zu, dass die Änderung baulicher An-
lagen zu Wohnzwecken auch die Nut-
zungsänderung mit umfasst. Gegen diese
Auslegung spricht zum einen die Begrün-
dung des Gesetzes, die wohl eher von den
Fällen einer bereits bestehenden Wohnbe-
bauung auszugehen scheint9 und der Ver-
gleich der neuen Regelung mit dem ersten
Halbsatz von § 34 Abs. 3 a Satz 1 BauGB.
Während im ersten Halbsatz (zu den Ge-
werbe- und Handwerksbetrieben) die
Nutzungsänderung ausdrücklich erwähnt
wird, findet sie im zweiten Halbsatz (zu
den Wohnungsbauvorhaben) keine Er-
wähnung.10 Da der Gesetzgeber hier auf
eine Klarstellung verzichtet hat, wird
Rechtssicherheit erst durch die Rechtspre-
chung geschaffen werden.
Aus kommunaler Sicht dürfte die neue Re-
gelung zwiespältig gesehen werden. Wäh-
rend sie einerseits mehr Freiheiten bei der
Zulassung von Wohnungsbauvorhaben
eröffnet und damit der Gemeinde im Ein-
zelfall die aufwendige Bauleitplanung für
ein solches Projekt ersparen kann, wird
andererseits ein Rechtsanspruch des Bau-
herrn auf Genehmigung eines Wohnungs-
bauvorhabens geschaffen, welches sich
nicht in die Eigenart der näheren Umge-
bung einfügt. Dies kann zu erheblichen
Konflikten bei Gemengelagen führen und
erhöht den Druck auf die Gemeinde, uner-
wünschten Entwicklungen im Innenbe-
reich städtebaulich zu begegnen. 

Beschleunigung und Erleichterung 
von Sanierungsverfahren 

(§§ 142 ff. BauGB)

Das Baugesetzbuch sieht in § 136 Abs. 1
und § 149 Abs. 4 Satz 2 BauGB Regelungen
vor, die der zügigen Durchführung und
dem schnellen Abschluss einer städtebau-
lichen Sanierungsmaßnahme verpflichtet
sind. Nach den Erfahrungen in der Praxis
kam es aber immer wieder zu überlangen
Verfahrensdauern, die zu einer unange-
messenen Belastung der Grundstücksei-
gentümer und auch der zuständigen Ver-
waltung führten. Aus diesem Grund sieht
der neue § 142 Abs. 3 BauGB nun vor, dass
die Gemeinde bei dem Beschluss über die
Sanierungssatzung eine Frist festlegen
soll, innerhalb derer die Sanierung durch-
geführt werden soll. Erstmals wird auch

im Gesetz ein Regelzeitraum von 15 Jah-
ren für den Abschluss einer städtebau-
lichen Sanierungsmaßnahme festgelegt
(§ 142 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 BauGB).
Dieser kann aber durch Beschluss verlän-
gert werden, wenn die Sanierung nicht
innerhalb des festgelegten Zeitraums
durchgeführt werden kann (§ 142 Abs. 3
Satz 4 BauGB). Damit existieren weiterhin
keine letztverbindlichen Fristen für die
Durchführung einer Sanierungsmaßnah-
me. Die Gemeinde wird aber nun gezwun-
gen sein, einen Zeitraum von mehr als 15
Jahren in ihrem Beschluss entsprechend
zu begründen.
Nach der bisher geltenden Rechtslage war
über eine sanierungsrechtliche Genehmi-
gung gemäß § 145 Abs. 1 BauGB innerhalb
einer Frist von einem Monat zu entschei-
den. Diese Frist konnte einmalig um höch-
stens drei Monate verlängert werden. Dies
galt auch dann, wenn aufgrund eines pa-
rallel laufenden Baugenehmigungsverfah-
rens die Baugenehmigungsbehörde für
die Erteilung der sanierungsrechtlichen
Genehmigung zuständig war. Für den Fall
der Zuständigkeit der Baugenehmigungs-
behörde (im Einvernehmen mit der Ge-
meinde) wird nun die Frist auf zwei Mo-
nate verdoppelt (§ 145 Abs. 1 Satz 3
BauGB). Da aber nur eine Verlängerung
um insgesamt zwei Monate möglich ist,
bleibt es im Ergebnis bei der maximalen
Verfahrensdauer von höchstens vier Mo-
naten.
Der neu eingefügte § 154 Abs. 2 a BauGB
betrifft den vom Eigentümer an die Ge-
meinde zu entrichtenden Ausgleichsbe-
trag und soll für bestimmte Fälle ein ver-
einfachtes Verfahren zur Ausgleichsbe-
tragsermittlung vorsehen. Hierbei ist nicht
wie sonst von der Bodenwerterhöhung
(Differenz zwischen Endwert und An-
fangswert), sondern nur von dem Auf-
wand für die Erweiterung oder Verbesse-
rung von Verkehrsanlagen (§ 127 Abs. 2
Nr. 1 bis 3 BauGB) auszugehen. Eine über-
schlägige Prüfung muss aber ergeben
haben, dass die sanierungsbedingte
Bodenwerterhöhung nicht wesentlich
über der Hälfte des ermittelten Gesamt-
aufwands liegt. Als Berechnungsmethode
ist der einfach handzuhabende Flächen-
maßstab vorgesehen (§ 154 Abs. 2 a Satz 3
BauGB).

Bebauungsplan der Innentwicklung
(§ 13 a BauGB)

Ein Kernstück der Novellierung des Bau-
gesetzbuches ist die Einführung eines
neuen „Bebauungsplans der Innenent-
wicklung“. § 13 a Abs. 1 Satz 1 BauGB defi-
niert diesen als einen „Bebauungsplan für
die Wiedernutzbarmachung von Flächen,
die Nachverdichtung oder andere Maß-
nahmen der Innenentwicklung“. Er um-
fasst somit Planungen, die der Erhaltung,
Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung
und dem Umbau vorhandener Ortsteile im
Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB dienen.
Hierdurch soll der „Bebauungsplan der
Innenentwicklung“ von Planungsvorha-
ben abgegrenzt werden, die Flächen außer-
halb von Ortslagen einer Bebauung zufüh-
ren. Die Bedeutung dieses neuen Instru-

ments dürfte groß sein, da ein sehr großer
Anteil der in letzter Zeit von den Kommu-
nen aufgestellten Bebauungspläne die Vor-
aussetzungen des neuen § 13 a BauGB er-
füllen dürfte. Es könnte sich deshalb – zu-
mindest in größeren Städten und Gemein-
den – um den künftigen Regelfall oder zu-
mindest um einen sehr häufig anwendba-
ren Fall einer Bauleitplanung handeln.
Sinn und Zweck des neuen § 13 a BauGB
ist die Ermöglichung einer schnelleren
(bzgl. des Verfahrens) und schlankeren
(bzgl. des Prüfungsumfangs) Bauleitpla-
nung bei der Revitalisierung innerstädti-
scher Flächen. Hierbei hat der Gesetzgeber
insbesondere die städtebaulichen Brachen
von Industrie-, Post-, Bahn- und Militärlie-
genschaften im Auge, die im Vergleich zu
Ortsrandlagen vorrangig einer neuen Nut-
zung zugeführt werden sollen.
Der Bebauungsplan der Innentwicklung
kann im sogenannten „beschleunigten
Verfahren“ (§ 13 Abs. 2 BauGB) aufgestellt
werden. Hierbei handelt es sich um einen
neuen Begriff, der vom „vereinfachten Ver-
fahren“ des § 13 BauGB zu unterscheiden
ist. Die Anwendungsvoraussetzungen für
das beschleunigte Verfahren sind in § 13 a
Abs. 1 BauGB abschließend aufgezählt.
Das neue Verfahren ist auf Plangebiete an-
wendbar, deren Umgriff weniger als 20 000
qm Grundfläche im Sinne von § 19 Abs. 2
BauNVO umfasst (§ 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
BauGB). Bei Plangebieten zwischen 20 000
und 70 000 qm Grundfläche ist anhand
einer Vorprüfung des Einzelfalls einzu-
schätzen, ob der Bebauungsplan voraus-
sichtlich keine erheblichen Umweltauswir-
kungen im Sinne von § 2 Abs. 4 Satz 4
BauGB hat (§ 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
BauGB). Diese Vorprüfung des Einzelfalls
ist anhand von Kriterien vorzunehmen, die
in einer neuen Anlage 2 zum Baugesetz-
buch aufgelistet sind. Wird in dem Bebau-
ungsplan keine Grundfläche festgesetzt, ist
hilfsweise die voraussichtlich zu versie-
gelnde Fläche heranzuziehen (§ 13 a Abs. 1
Satz 3 BauGB). Die Gemeinde soll bei die-
ser Vorprüfung des Einzelfalls anhand der
Kriterien der Anlage 2 lediglich überschlä-
gig abschätzen, ob der Bebauungsplan er-
hebliche Umweltauswirkungen haben
kann. Nicht erforderlich ist es, mit einer in
die Einzelheiten gehenden Untersuchung
das Vorliegen erheblicher Umweltauswir-
kungen abschließend festzustellen11. Weite-
re Voraussetzung ist, dass die Planung
keine Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung auslöst (§ 13 a
Abs. 1 Satz 4 BauGB) oder Anhaltspunkte
für eine Beeinträchtigung von Flora-
Fauna-Habitat- oder Vogelschutzgebieten
vorliegen (§ 13 a Abs. 1 Satz 5 BauGB). 
Die Aufstellung des Bebauungsplans im
beschleunigten Verfahren hat gemäß § 13 a
Abs. 2 BauGB mehrere Vorteile, die sich im
Sinne einer Verfahrensbeschleunigung und 
-vereinfachung auswirken können. So be-
darf es – wie im vereinfachten Verfahren –
keiner Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4
BauGB mehr. Diese entfällt ersatzlos. Das

9 BT-Drs. 16/2496, S. 15.
10 Auch im Praxistest der Gemeinden waren sich diese

über die Auslegung des § 34 Abs. 3 a Satz 1 Nr. 1
BauGB uneinig, vgl. Bunzel, BauGB-Novelle 2006
im Praxistest, Ergebnisbericht, Oktober 2006, S. 77.

11 BT-Drs. 16/2496, S. 14.
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beschleunigte Verfahren des § 13 a BauGB
ist deshalb nur anwendbar, wenn die Pla-
nung keine erheblichen Umweltauswir-
kungen auslöst. Ebenso kann – wie im ver-
einfachten Verfahren – die frühzeitige Be-
hörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung
entfallen und die Beteiligung der Öffent-
lichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) bzw. der Behör-
den und sonstigen Trägern öffentlicher Be-
lange (§ 4 Abs. 2 BauGB) modifiziert wer-
den. Ein Bebauungsplan der Innenentwick-
lung kann aufgestellt werden, bevor der
Flächennutzungsplan entsprechend geän-
dert wurde. Das Entwicklungsgebot des § 8
Abs. 2 Satz 1 BauGB, welches für den klas-
sischen Bebauungsplan vorschreibt, dass
ein Bebauungsplan aus dem Flächennut-
zungsplan zu entwickeln ist, wird faktisch
aufgegeben, da es beim Bebauungsplan der
Innenentwicklung ausreicht, wenn der Flä-
chennutzungsplan nach Aufstellung des
Bebauungsplans im Wege der Berichtigung
angepasst wird. Nach der Gesetzesbegrün-
dung handelt es sich bei dieser Berichti-
gung um einen redaktionellen Vorgang,
der die Aufstellung eines Flächennut-
zungsplans nicht erfordert12; ein diesbezüg-
liches Änderungsverfahren entfällt. Auch
eine Genehmigung des Bebauungsplans
durch die höhere Verwaltungsbehörde ist
nicht erforderlich, da der § 10 Abs. 2 Satz 1
BauGB einen insoweit abschließenden Ka-
talog enthält. Bei Bebauungsplänen der
Innenentwicklung, deren Umgriff weniger
als 20 000 qm Grundfläche im Sinne von
§ 19 Abs. 2 BauNVO umfasst (§ 13 a Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 BauGB), entfällt die Ausgleichs-
pflicht des § 1 a Abs. 3 BauGB für Eingriffe
in den Naturhaushalt bzw. das Land-
schaftsbild. Die Eingriffsintensität spielt
hierbei keine Rolle; ein Ausgleich ist nicht
erforderlich und kann vom Vorhabenträger
bei Abschluss eines städtebaulichen Vertra-
ges nur auf freiwilliger Basis verlangt wer-
den. Der Gesetzgeber tut in diesen Fällen
so, als lägen die Voraussetzungen des § 1a
Abs. 3 Satz 5 BauGB vor (vgl. § 13 a Abs. 2
Nr. 4 BauGB). Eine Überwachung der Um-
weltauswirkungen gemäß § 4 c BauGB
(Monitoring) entfällt konsequenterweise
ebenfalls.
Rechtlicher Hintergrund für die Umwelt-
prüfung und bestimmter Öffentlichkeits-
beteiligungsschritte sind EU-Richtlinien,
insbesondere die sog. Plan-UP-Richtli-
nie.13 Der Gesetzgeber in Deutschland
hatte sich 2004 entschieden, alle Bauleit-
pläne ausnahmslos einer Umweltprüfung
zu unterziehen, um die schwierige und
fehleranfällige „Vorprüfung des Einzel-
falls“ zu vermeiden. Nun hält diese in Ge-
stalt des „beschleunigten Verfahrens“
doch Einzug in das Baugesetzbuch. Der
Gesetzgeber begründet sehr ausführlich,
warum er den neuen § 13 a BauGB für eu-
roparechtskonform hält und verweist hier
wiederholt darauf, dass Einzelfragen aus
dem Umweltbereich sowieso der Abwä-
gungsentscheidung der Gemeinde unter-
liegen.14 Um Rechtsunsicherheiten zu ver-
meiden, sind deshalb die Gemeinden zu-
mindest in der Anfangsphase der Einfüh-
rung des neuen § 13 a BauGB gut beraten,
bei Zweifeln die Übereinstimmung des
Bebauungsplans mit europäischen Um-
weltrecht prüfen zu lassen, um so die Er-
folgsaussichten einer Normenkontrolle zu

vermindern. Im Einzelfall kann es hilf-
reich sein, bestimmte Aspekte aus dem
Umweltbereich trotz fehlender Umwelt-
prüfung bei der Abwägung gesondert zu
dokumentieren.15

§ 13 a Abs. 3 BauGB enthält für die Gemein-
de wichtige Vorschriften, die sich auf die
ortsübliche Bekanntmachung des Bebau-
ungsplans der Innenentwicklung beziehen.
Die Öffentlichkeit soll frühzeitig über die
Besonderheiten des beschleunigten Verfah-
rens informiert werden. So ist öffentlich be-
kannt zu machen, dass von einer Umwelt-
prüfung abgesehen wird. Handelt es sich
um ein Plangebiet zwischen 20000 und
70000 qm Grundfläche (§ 13 a Abs. 1 Satz 2
Nr. 2 BauGB), sind auch die hierfür wesent-
lichen Gründe bekannt zu geben. Zuvor ist
die in diesen Fällen erforderliche Vorprü-
fung des Einzelfalls durchzuführen, da erst
danach Gewissheit darüber besteht, dass
das beschleunigte Verfahren zur Anwen-
dung gelangen kann. Sieht die Gemeinde
von der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-
gung gem. § 3 Abs. 1 BauGB ab, ist öffent-
lich bekannt zu machen, wo sich die Öffent-
lichkeit über die allgemeinen Ziele und
Zwecke der Planung unterrichten kann und
dass die Möglichkeit der Äußerung besteht.
Die Bekanntmachung dieser Besonderhei-
ten des beschleunigten Verfahrens können
sämtlich gemeinsam mit dem Aufstellungs-
beschluss bekannt gemacht werden.

Planerhaltung (§ 214 BauGB)

In § 214 BauGB wurde ein neuer Absatz 2 a
eingefügt, der spezielle Regelungen zur
Planerhaltung für den Bebauungsplan der
Innenentwicklung (§ 13 a BauGB) enthält.
Beurteilt die Gemeinde das Vorliegen der
Voraussetzungen des § 13 a Abs. 1 Satz 1
BauGB (d. h., es handelt sich um eine
Innenentwicklung) unzutreffend, ist dies
für die Rechtswirksamkeit des Bebauungs-
plans unbeachtlich. Ein beachtlicher Fehler
wäre es aber, wenn die Gemeinde gezielt
Flächen außerhalb von Ortslagen in An-
spruch nimmt. Ebenfalls unbeachtlich ist
das Unterbleiben der Hinweise nach § 13 a
Abs. 3 BauGB. Eine Vorprüfung des Einzel-
falls (§ 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB) gilt
als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn
die Vorprüfung entsprechend der Anlage 2
durchgeführt wurde und das Ergebnis
nachvollziehbar ist. Anderenfalls besteht
ein beachtlicher Mangel, der ein ergänzen-
des Verfahren nach § 214 Abs. 4 BauGB er-
forderlich macht. Ebenso wird verfahren,
wenn sich der Bebauungsplan mit mögli-
cherweise UVP-pflichtigen Vorhaben aus-
einandersetzen muss. Auch hier gilt das
Kriterium der Nachvollziehbarkeit der ge-
meindlichen Abwägungen und durch den
Bebauungsplan darf nicht die Zulässigkeit
von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1
zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) begründet werden.

Business Improvements Districts
(§ 171 f BauGB)

Mit der Regelung in § 171 f BauGB zu „Pri-
vaten Initiativen zur Stadtentwicklung“

trägt der Bundesgesetzgeber den Beden-
ken mancher Bundesländer Rechnung, die
Zweifel daran hegten, dass die Länder sol-
che gesetzlichen Regelungen überhaupt
treffen dürfen. Ziel des § 171 f BauGB ist
die Stärkung privater Initiativen, deren be-
kanntestes Beispiel die sogenannten „Bu-
siness Improvement Districts“ (BID)
sind.16 Ebenfalls geläufig sind die Begriffe
„Immobilien- und Standortgemeinschaf-
ten“. In der Regel handelt es sich um einen
räumlich begrenzten Bereich, in dem sich
Gewerbetreibende und Grundeigentümer
zusammenschließen, um das unmittelbare
geschäftliche und städtische Umfeld zu
verbessern. Eine gesetzliche Regelung ist
schlicht deshalb erforderlich, da das BID
die Maßnahmen über Mitgliedsbeiträge fi-
nanzieren soll, die auch von denjenigen zu
leisten sind, die sich gegen die Bildung
eines BID ausgesprochen haben. Ham-
burg, Bremen und Hessen haben bisher
entsprechende gesetzliche Regelungen er-
lassen.17 Die gesetzliche Einführung und
Ausgestaltung des neuen Instruments
bleibt auch weiterhin den Ländern über-
lassen. § 171 f BauGB gibt hier nur den
Rahmen vor. Demnach sind diese privaten
Initiativen nicht auf Geschäftslagen und
Innenstädte begrenzt, sondern können
sich auch auf andere städtebaulich bedeut-
same Bereiche, wie z. B. Wohngebiete er-
strecken. Wie die Länder dies im Einzel-
nen bzgl. der Ziele und Aufgaben, der An-
forderungen an den Maßnahmenträger,
des Verfahrens zur Festlegung der Gebiete
und der Quoren, der Kontrolle der Aufga-
benerfüllung und der Finanzierung der
Maßnahmen regeln, bleibt dem Landes-
recht überlassen.

Weitere Änderungen 
des Baugesetzbuches

Aus der Sicht der Kommunen erfreulich
ist die Abschaffung der erst 2004 mit dem
„Europarechtsanpassungsgesetz Bau“
(EAG Bau)18 in § 5 Abs. 1 Satz 3 BauGB ein-
geführten Pflicht zur Überprüfung des
Flächennutzungsplanes nach 15 Jahren.
Hierdurch sollen die Gemeinden verwal-
tungsmäßig entlastet werden.

12 BT-Drs. 16/2496, S. 14.
13 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung
der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und
Programme, ABl. EU Nr. L 197 S. 30.

14 BT-Drs. 16/2496, S. 12 ff.
15 Vgl. z. B. BT-Drs. 16/2496, S. 14 oben links.
16 Eine Einführung zum Thema BID ist einem Merk-

blatt der IHK Köln (Stand: Mai 2006) unter
http://www.ihk-koeln.de/Navigation/Standortpolitik/
StandortfragenUndStadtentwicklung/Anlagen/Merk
blattBID.pdf zu entnehmen.

17 Einen guten Überblick über die Aktivitäten und 
gesetzlichen Regelungen in den Bundesländern
gibt derzeit http://www.dihk.de/inhalt/download/
bid_liste.pdf. 

18 Durch das Europarechtsanpassungsgesetz Bau
(EAG Bau) vom 24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1359), in
Kraft getreten am 20. 7. 2004.
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